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Bericht aus der Kabinettssitzung: 

 

Bayerisches Kabinett beschließt Maßnahmenpaket zur Bewältigung 

und Eindämmung des anhaltenden Asylzustroms / Ministerpräsident 

Horst Seehofer: „Asylsystem stößt organisatorisch, personell und 

finanziell an Grenzen der Belastbarkeit / Grundlegende Änderungen in 

der Asylpolitik im Bund und in der Europäischen Union notwendig / 

Freistaat wird unverzüglich Aufnahme-Einrichtungen für 

Asylbewerber mit geringer Bleibewahrscheinlichkeit einrichten / Ziel 

ist schnelle Aufenthaltsbeendigung bei nicht Bleibeberechtigten“ 

 

Der Ministerrat hat sich zu Beginn seiner Klausurtagung in St. Quirin mit 

dem dramatischen Anstieg der Asylzahlen befasst und hierzu grundlegende 

asylpolitische Weichenstellungen beschlossen. Ministerpräsident Horst 

Seehofer: „Wir stoßen bei den Asylbewerberzahlen in Bayern zunehmend 

an unsere Belastbarkeitsgrenzen. Das gilt in organisatorischer Hinsicht, so 

etwa bei der Unterbringung: Immer mehr Kommunen klagen, dass sie keine 

Kapazitäten mehr für die Unterbringung von Asylbewerbern haben. Das gilt 

in personeller Hinsicht: Bei allen beteiligten Stellen und Institutionen ist die 

Personaldecke am Limit. Aber auch in finanzieller Hinsicht gerät Bayern 

mehr und mehr an die Belastungs- und Leistungsgrenze. Daher gilt es jetzt 

massiv entgegenzusteuern. Und wir müssen auch klar benennen, um was 

es geht, wenn Menschen ohne Schutzanspruch nach Deutschland 

kommen, wie zum Beispiel vom Westbalkan: Asylmissbrauch, der die 

Akzeptanz und großartige Hilfsbereitschaft in unserer Bevölkerung für 

Flüchtlinge schmälert und unsere Kapazitäten für Menschen mit 
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Schutzanspruch verringert. Angesichts der Situation genügen auch keine 

kleinen Korrekturen mehr. Was wir brauchen ist eine grundlegende 

Änderung unserer gesamten Asylpolitik und ein asylpolitisches 

Maßnahmenpaket, das Bayern, den Bund und die EU umfasst. Der Bund 

und die europäische Ebene müssen sich endlich mit der notwendigen Tiefe 

und dem notwendigen Tempo den anhaltenden Herausforderungen 

stellen.“ 

 

Ministerpräsident Seehofer unterstrich, dass die asylpolitischen 

Maßnahmen zur Verringerung des Asylzustroms nicht auf die lange Bank 

geschoben werden dürften. Entscheidend sei jetzt schnelles, 

entschlossenes Handeln. Richtschnur sind die Ziele, die die 

Ministerpräsidenten am 18. Juni 2015 beschlossen haben. Seehofer: „Und 

das bedeutet die klare Unterscheidung: Jene, die Anspruch auf Schutz 

haben, und jene, die ohne Bleibeperspektive sind.“  

Bayern wird daher unverzüglich die Schaffung von Aufnahme-

Einrichtungen für Asylbewerber mit geringer Bleibewahrscheinlichkeit im 

grenznahen Bereich in Angriff nehmen und die Verfahren hier bündeln und 

beschleunigen. „Schnelle Asylverfahren für Menschen ohne 

Bleibeperspektive sind für uns von zentraler Bedeutung, um unser 

Asylsystem zu entlasten“, so der Ministerpräsident. „Wir dürfen es nicht 

zulassen, dass unter unseren Augen monatelang Asylmissbrauch 

geschieht, weil das Verfahren nicht schnell beendet und damit die 

Rückführungsvoraussetzungen geschaffen werden.“ 

 

Im Einzelnen hat der Ministerrat folgende asylpolitische Maßnahmen 

beschlossen:  

 

(Grenznahe) Aufnahme-Einrichtungen für Asylbewerber mit geringer 

Bleibewahrscheinlichkeit 

 

In Bayern werden zwei, möglichst grenznahe, Aufnahme-Einrichtungen 

nur für Asylbewerber mit geringer Bleibewahrscheinlichkeit aus 

sicheren Herkunftsländern sowie aus Albanien, Kosovo und Montenegro 

geschaffen. 
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Hierfür werden Einrichtungen mit ausreichenden Kapazitäten errichtet, an 

denen alle für eine schnelle Verfahrensabwicklung erforderlichen 

Behörden des Bundes und des Landes sowie die 

Verwaltungsgerichtsbarkeit vor Ort zusammenarbeiten:  

 

 Bundespolizei, Landespolizei und übrige Aufnahmeeinrichtungen leiten 

Asylbewerber mit geringer Bleibewahrscheinlichkeit direkt diesen 

Einrichtungen zu. 

 

 Registrierung (ggfs. Weiterleitung in andere Bundesländer), 

Gesundheitsuntersuchung und Asylantragstellung erfolgen 

innerhalb der drei ersten Tage in der Einrichtung. 

 

 In den Einrichtungen herrscht Vorrang für das Sachleistungsprinzip. 

 

 Die Beratung zur freiwilligen Ausreise setzt sofort ein. Zu jedem 

Zeitpunkt wird eine freiwillige Ausreise ermöglicht und unterstützt. 

 

 Anhörung, Entscheidung und Zustellung der Entscheidung durch das 

BAMF erfolgen binnen zwei Wochen. 

 

 Bei offensichtlich unbegründeten Anträgen wird innerhalb von zwei 

Wochen auch gerichtlich entschieden. 

 

 Abschiebungen erfolgen unmittelbar und kontinuierlich aus der 

Einrichtung nach der abschließenden endgültigen Entscheidung. 

 Ein politischer Leitungsstab aus Bund, Freistaat Bayern und 

Kommunen wird ab sofort die Umsetzung in die Wege leiten.  

 

 

 

 

Forderungen Bayerns zur Bewältigung des Asylbewerberzugangs 
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Die Welt ist aus den Fugen geraten. Bürgerkriege, Terrorgewalt und 

wirtschaftliche Not verursachen bisher nicht vorstellbare Flüchtlingszahlen 

und Wanderungsströme.  

Land und Kommunen in Bayern stehen angesichts des daraus 

resultierenden enormen Zustroms von Asylbewerbern in unser Land an 

ihrer Belastungs- und Leistungsgrenze. Dadurch, dass jede Prognose in 

immer kürzeren Zeiträumen von der Realität steigender Asylzahlen überholt 

wird, ist eine verlässliche und nachhaltige Finanzpolitik, wie sie Bayern 

auszeichnet, immer schwieriger. Es ist deshalb an der Zeit zu handeln und 

dabei neue Wege zu gehen.  

Ohne ein Handeln in Verantwortungsgemeinschaft von Bund und Ländern, 

das einerseits den massenhaften Asylmissbrauch in Deutschland beendet 

und andererseits berechtigt Asylsuchenden viel schneller als bisher echte 

Bleibeperspektiven eröffnet, drohen unsere Systeme auf allen Ebenen zu 

kollabieren. Die Ministerpräsidenten haben in diesem Sinn am 18. Juni 

2015 einstimmig beschlossen, dass bei allen Maßnahmen klar 

unterschieden werden muss zwischen jenen, die Anspruch auf Schutz 

haben, und jenen, die diesen Anspruch nicht haben und denen 

infolgedessen keine Bleibeperspektive zukommt. Die Staatsregierung ist 

entschieden gegen ein Einwanderungsgesetz, weil es bestehende 

Probleme nicht lösen wird. Die Staatsregierung fordert deshalb: 

 

Unverzügliche Umsetzung des MPK-Beschlusses vom 18.06.2015: 

Der Bund muss den MPK-Beschluss vom 18.06.2015 mit der 

Bundeskanzlerin massiv forciert in Tiefe und Tempo umsetzen. 

1. Die Verfahren für Asylbewerber sind rasch zu beschleunigen. Dazu 

fordert die Staatsregierung vom Bund: 

 die rasche personelle Verstärkung des BAMF (Einstellung der 1000 

zusätzlichen Mitarbeiter in 2015 und Schaffung der weiteren 1000 

Stellen für 2016) und 

 den Abbau der über 237.000 Bestandsverfahren. Dazu muss der 

Bund baldmöglich, jedenfalls aber vor den zugangsstärksten 
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Monaten ab Herbst 2015 die vier Entscheidungszentren für einen 

geclusterten effektiven Verfahrensablauf schaffen. 

 Eine besondere Beschleunigung ist bei Asylbewerbern ohne 

Schutzgrund notwendig. Hierzu muss: 

o die Gesamtaufenthaltsdauer in Deutschland für Asylbewerber 

mit besonders niedriger Schutzquote von EASY-Registrierung 

bis Aufenthaltsbeendigung auf wenige Wochen (max. 3 

Monate) verkürzt werden 

o der Bund die Länder bei der Rückführung unterstützen. 

 

2. Bundesweite Verteilung der unbegleiteten Minderjährigen mit 

Wirkung ab 1.1.2016 sowie schnellstmögliche Erarbeitung eines 

Übergangskonzepts bis zum Inkrafttreten des Gesetzes. Bald jeder 

zweite unbegleitete Minderjährige ist in Bayern untergebracht. Ziel ist 

ein dauerhafter gerechter Kosten- und Lastenausgleich zwischen den 

Ländern sowie eine Überprüfung der Jugendhilfestandards. 

Weitere Forderungen Bayerns an den Bund: 

Darüber hinaus fordert Bayern vom Bund folgende Maßnahmen: 

1. Aufnahme von Albanien, Kosovo und Montenegro in die Liste der 

sicheren Herkunftsstaaten des Asylverfahrensgesetzes. Darüber 

hinaus ist zu prüfen, ob weitere, insbesondere afrikanische Staaten, in 

diese Liste aufgenommen werden können.  

2. Initiative der Bundesregierung gegenüber der EU-Kommission zur 

Wiedereinführung der Visapflicht für Staatsangehörige aus Albanien, 

Bosnien-Herzegowina, EJR Mazedonien, Montenegro und Serbien.  

3. Ausweitung von Leistungskürzungen nach § 1a AsylbLG für 

Personen aus sicheren Herkunftsländern oder deren Asylanträge als 

offensichtlich unbegründet abgelehnt werden. 

4. Gesetzliches Verbot der Erteilung von Beschäftigungserlaubnissen 

an Asylbewerber, die aus sicheren Herkunftsstaaten stammen oder 

deren Asylantrag als offensichtlich unbegründet abgelehnt worden ist, 

sowie an Asylbewerber, deren Überstellung im Dublin-Verfahren 

angeordnet ist. Andererseits müssen alle Asylbewerbern mit hoher 
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Bleibeperspektive sehr schnell in die Lage versetzt werden, ihren 

Lebensunterhalt eigenständig zu sichern. 

5. Wiedereinführung der generellen räumlichen Beschränkung auf den 

Bezirk der Ausländerbehörde (Residenzpflicht) für Asylbewerber, die 

aus sicheren Herkunftsstaaten stammen oder  deren Asylantrag als 

offensichtlich unbegründet abgelehnt, sowie für Asylbewerber, deren 

Überstellung im Dublin-Verfahren angeordnet worden ist. 

6. Abschaffung der Duldung für Asylbewerber, deren Asylantrag als 

offensichtlich unbegründet abgelehnt worden ist, durch Änderung 

des Aufenthaltsgesetzes. Diese Ausländer erhalten nur noch ein Papier, 

in dem ihre Ausreisepflicht bescheinigt wird. Damit entfällt auch die 

Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis. 

7. Schaffung der Möglichkeit, dass Asylbewerber mit geringer 

Bleibeperspektive auch länger als drei Monate in der 

Erstaufnahmeeinrichtung bleiben können. 

8. Massive Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung in 

den Westbalkanstaaten, um die Botschaft zu verbreiten, dass sich das 

Kommen nach Deutschland nicht lohnt und sogar eine 

Wiedereinreisesperre droht, die für den gesamten Schengenraum gilt. 

9. Zur Sicherstellung einer einheitlichen Abschiebungspraxis in 

Deutschland dürfen Abschiebungsstopperlasse der Länder nur im 

Einvernehmen mit dem BMI oder durch IMK-Beschluss erfolgen. 

Dadurch werden Wintererlasse einzelner Länder ausgeschlossen. 

10. Abschiebungen nach Ablauf der Ausreisepflicht dürfen grundsätzlich 

nicht angekündigt werden. 

11. Der Bund muss bei der in diesem Jahr anstehenden Umsetzung der 

EU-Vorgaben zur Unterbringung von Asylbewerbern der 

veränderten Situation beim Zugang von Asylbewerbern Rechnung 

tragen. Die Ausgestaltung von Unterkünften muss menschenwürdig 

sein, darf aber keinen zusätzlichen Anreiz schaffen, nach 

Deutschland zu kommen. 

12. Der Bund muss sich an Wohnraumprogrammen der Länder in Höhe von 

mindestens 2 Mrd. € jährlich beteiligen. Da in vielen Regionen der 

Wohnungsmarkt bereits heute sehr angespannt ist, sind massive 

Investitionen in den Wohnungsmarkt notwendig, um soziale 
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Verwerfungen in Folge der vielen Flüchtlinge, die dauerhaft bei uns 

bleiben, zu vermeiden. 

Forderungen Bayerns an die Europäische Union: 

Bayern fordert von Europäischen Union folgende Maßnahmen: 

1. Bayern stellt fest, dass die Verteilung der Flüchtlinge innerhalb der 

EU nach wie vor zu einer einseitigen Belastung einiger weniger 

Mitgliedstaaten führt. Vor dem Hintergrund der aktuellen Vorschläge der 

EU-Kommission in ihrer Migrationsagenda vom 13. Mai 2015 bittet 

Bayern daher die Bundesregierung, sich auf europäischer Ebene 

weiterhin für eine gerechtere Verteilung der Flüchtlinge in Form von 

festen Verteilungsquoten einzusetzen. 

2. Bayern fordert die Bundesregierung auf, sich auf europäischer Ebene 

für einen besseren Schutz der EU-Außengrenzen einzusetzen. Hierzu 

gehört auch eine bessere Unterstützung der betroffenen Mitgliedstaaten 

durch die Europäische Union. Ebenso ist eine verstärkte 

sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit Drittstaaten und 

Außengrenzschutzkooperationen (bilateral und/oder europäisch) 

notwendig. Die Mitgliedstaaten müssen ihre Grenzüberwachung - auch 

durch gemeinsame Aktionen mit FRONTEX - verstärken. 

3. Bayern erinnert daran, dass das EU-Asylsystem nach Dublin III von 

allen Mitgliedstaaten konsequent umgesetzt werden muss. Die Praxis 

einiger Mitgliedstaaten, Flüchtlinge bei der Ersteinreise nicht 

(ausreichend) zu registrieren, ist inakzeptabel.  

4. Die Rückführung der Asylsuchenden in neu zu schaffende europäische 

Asylzentren in Nordafrika, in denen ein europäischen Standards 

entsprechendes Prüfverfahren durchzuführen ist, halten wir für sinnvoll. 

5. Außerdem sollten die Bemühungen Ungarns zur Bewältigung des 

Asylbewerberzugangs aus dem Westbalkan unterstützt werden, 

insbesondere sollte die Einrichtung von Zentren zur Aufnahme von 

Flüchtlingen mit dem Ziel einer raschen Bearbeitung und Rückführung 

abgelehnter Bewerber in ihre Herkunftsländer angeregt und unterstützt 

werden. 
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6. Die EU muss im Rahmen der laufenden Verhandlungen mit 

Griechenland auch die Asylpolitik mit einbeziehen, so dass in 

Griechenland umgehend ein funktionierendes Asylsystem ggf. mit 

finanzieller Unterstützung der EU geschaffen wird. 

7. Die EU muss insbesondere den Kampf gegen kriminelle Schlepper und 

Menschenhändler weiter intensivieren, möglichst auf der Grundlage 

eines UN-Mandats. 

8. Bayern bittet die Bundesregierung, die EU bei der verstärkten 

Seenotrettung im Mittelmeer weiterhin in angemessenem Maße zu 

unterstützen.  

9. Bayern stellt fest, dass der Außen- und Entwicklungshilfepolitik der 

EU eine wesentliche Rolle bei der Bekämpfung der Fluchtursachen 

zukommt. Notwendig ist vor allem eine konzentriertere wirtschafts- und 

außenpolitische Zusammenarbeit mit den Hauptherkunftsländern und 

Haupttransitstaaten. Durch zielgerichtete gemeinsame Aktionen kann 

die EU dort ihren Beitrag zur Stabilisierung und zur Schaffung von 

Lebensperspektiven leisten. Bayern bittet daher die Bundesregierung, 

sich auf europäischer Ebene für eine kohärentere und konzentriertere 

Außen- und Entwicklungspolitik der EU einzusetzen mit dem Ziel einer 

verstärkten Mittel- und Ressourcenallokation in den Krisen- und 

Transitstaaten. Zudem bittet Bayern die Bundesregierung sich dafür 

einzusetzen, auch Mittel aus dem Bereich der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik zur Fluchtursachenbekämpfung zur Verfügung zu 

stellen. 

10. Bayern fordert die Bundesregierung auf, sich auf europäischer Ebene 

für die Einsetzung eines EU-Sonderbeauftragten für 

Flüchtlingsfragen auszusprechen, der sämtliche Aspekte des 

komplexen Themas in einer Institution fachlich und politisch 

zusammenführt und koordiniert. 

 

gez. 
Rainer Riedl 

Pressesprecher der Bayerischen Staatskanzlei++++ 


